
STELLUNGNAHME  

 
 

Stellungnahme -  Gesetz zur Umsetzung der EU -Erneuerbaren -
Richtlinie im Bereich Windenergie auf See und Stromnetze  
 

Wir, ein Zusammenschluss der Jugendverbände SV Bildungswerk, Naturschutzjugend im NABU (NAJU), 

Klimadelegation, Netzwerk  N, Ring deutscher Pfadfinder*innenverbände, Jugend Deutscher Alpenver-

ein (jdav), BUNDjugend und Katholische Landjugendbewegung Deutschl ands (KLJB) möchten zu dem 

Referentenentwurf für die Änderungen im Gesetz zur Entwicklung und Förderung der Windenergie auf 

See (Windenergie -auf -See -Gesetz (WindSeeG)) Stellung beziehen.  

Die unterzeichnenden Jugendverbände stehen hinter dem Ausbau erneuerbarer Energien, wie der 

Windkraft, zur Verringerung der deutschen Treibhausgasemissionen und dem Schutz des globalen 

Klimas und begrüßen vor diesem Hintergrund ausdrücklich, die mit dem vo rliegenden Referenten-

entwurf herbeigeführte Umsetzung der EU -Richtlinie RED III, die einen schnellen Ausbau der Wind-

kraftanlagen auf See unterstützt.  

Unter diesen Vorbemerkungen enthält unsere Stellungnahme die kritische Betrachtung der folgenden 

Punkte:  

1. Entfall der Artenschutzrechtlichen Prüfung  

2. Wasserstofferzeugung ohne Sicherung der Klimafreundlichkeit  

3. Ausgleichsmaßnahmen für den Artenschutz  

4. Nutzungskombinationen und Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität  

 

 

1. Entfall der Artenschutzrechtlichen Prüfung    

Die Gesetzesänderung sieht vor, den Planungsprozess für neue Windkraftanlagen auf See zu be-

schleunigen, indem die Umweltverträglichkeitsprüfung und die Artenschutzrechtliche Prüfung entfal-

len. Wir zweifeln die Beschleunigung durch den Entfall dieser Prüfun gen an, da momentan andere 

Hürden den Ausbau maßgeblich verlangsamen. Unter diesen Hürden sind u.a. Lieferengpässe von 

Baumaterialien oder fehlende Konverterplattformen, die den technischen Anforderungen für die 

neuen Anlagen entsprechen oder das Fehlen vo n ausreichenden Netzübertragungskapazitäten zu 

nennen.   

Wir fordern daher eine Beschleunigung der Errichtung neuer Windkraftanlagen zuallererst durch eine 

Lösung solcher Engpässe, die in Zusammenarbeit mit den Lieferanten aus der Industrie erarbeitet 

werden soll, bevor der Natur -  und Artenschutz hintenangestell t wird.  

Wir kritisieren, dass die Artenschutzrechtliche Prüfung in beschleunigten Verfahren vollständig ent-

fallen soll. Mit dem Entfall der artenschutzrechtlichen Prüfung wird über die Erneuerbare -Energien -

Richtlinie RED III hinausgegangen. In RED III wird einzig für Ausnahmesituationen der Entfall der ar-

tenschutzrechtlichen Prüfung in Netz -  und Speicherprojekten verordnet, während die Implementie-

rung im aktuellen Referentenentwurf keine Ausnahmesituationen für den Wegfall vorsieht. Im Gegen-

teil, da aus dem neu gep lanten § 5 Absatz 2b WindSeeG folgt, dass alle Flächen, die nicht bereits 

explizit als sensibles Gebiet oder Schutzgebiet festgelegt sind, als Beschleunigungsfläche festzulegen 

sind, wird somit ein Großteil der Flächen davon ausgenommen, einer artenschutzr echtlichen Prüfung 

zu unterlaufen. Wir kritisieren diese Überschreitung der europäischen Regelung und finden die Logik 

in Anbetracht der gravierenden Biodiversitätskrise fraglich. Wir halten die Artenschutzrechtliche Prü-



fung nicht für eine Hinderung am Ausbau von Windkraftanlagen und fordern, dass diese wie in der 

Erneuerbare -Energien -Richtlinie RED III umgesetzt wird.  

Auch wenn wir unser Verständnis dafür ausdrücken, dass Naturschutz -  und Klimaschutzmaßnahmen 

wie der Ausbau der erneuerbaren Energien miteinander abzuwägen sind, möchten wir anmerken, dass 

wir eine vorgeschriebene Priorisierung des Ausbaus der Erneuerbaren  Energien über den Natur-

schutz, wie sie durch die Festlegung als „überragendes öffentliches Interesse“ in § 1 WindSeeG vor-

genommen wird, für bedenklich halten, insbesondere solange, wie die bereits beschriebenen andere 

Einschränkungen bestehen. Klimaschutz  und Schutz der Biodiversität sollen nicht als voneinander 

getrennt, sondern zusammenhängend und als mindestens gleichrangig betrachtet werden. Zum 

Schutz des Ökosystems als menschliche Lebensgrundlage ist beides notwendig.   

 

2. Wasserstofferzeugung ohne Sicherung der Klimafreundlichkeit    

Weiterhin enthält die Gesetzesänderung ausdrücklich die Wasserstofferzeugung auf See. Wasserstoff 

wird hier allgemein als klimafreundliche Alternative verstanden, die Klimafreundlichkeit von Wasser-

stoff ist aber nur gewährleistet, wenn dieser durch Elektro lyse mit Strom aus erneuerbaren Quellen 

erzeugt wird (grüner Wasserstoff). Hier wünschen wir uns im Allgemeinen aber insbesondere im Wind-

energie -auf -See -Gesetz eine bessere Differenzierung, die eine klimaneutrale Produktion des Wasser-

stoffs hervorhebt.  

 

3. Ausgleichsmaßnahmen für den Artenschutz  

In § 70a Abs. 5 wird die beschrieben, dass nach dem Ausschluss anderer Ausgleichsmaßnahmen, der 

Artenschutz mit Zahlungen von maximal 500.000 Euro pro Jahr zu kompensieren ist. Je nach Größe 

und Anzahl der Vorhaben eines Trägers könnte somit eine deutlich höhere Beeinträchtigung des Öko-

systems in Relation zu dem für Artenschutz verfügbaren Geldes entstehen. Dies lehnen wir ab. Wir 

finden zudem die Formulierung zu unkonkret und halten eine Deckelung der Ausgleichsmaßnahmen 

ohne eine Verknüpfung mit der Decke lung des Umfangs von Offshore Installationen für lückenhaft. 

Zudem möchten wir betonen, dass eine Zerstörung des Lebensraumes an einem Ort nicht immer mit 

Geldzahlungen und Artenschutzmaßnahmen ausgleichbar ist und ein Verlust von Arten nicht zurück-

zunehme n ist.   

 

4. Nutzungskombinationen und Maßnahmen zur Förderung der Biodiversität  

Da der Ausbau der Erneuerbaren Energien mit einer Belastung der Ökosysteme einhergeht, fordern 

wir bereits bei der Gesetzgebung das Mitbedenken von Maßnahmen, die sich positiv auf das Ökosys-

tem auswirken, sowie die Integration solcher Maßnahmen in den Plan ungsprozess konkreter Projekte. 

Wir wollen jedoch klarstellen, dass diese Maßnahmen weder dazu dienen noch in der Lage sind, die 

negativen Umwelteinflüsse auszugleichen, die aus dem Ausbau und Betrieb der erneuerbaren Ener-

gien folgen (Beispiel: Lärmbelastu ng) und daher nicht als Ausgleichsmaßnahmen zu verstehen sind. 

Dennoch können sie in anderen Bereichen (Beispiel: Habitatsbildung) positive Einflüsse haben und 

zur Artenvielfalt beitragen. Als Beispiel sind hier künstliche Riffstrukturen zu nennen, welche sowohl 

an und zwischen den Installationen wie auch als Kabelschutz in das Design integriert werden können.1 

Unserer Meinung nach ist es notwendig, den Ausbau der Windenergie so naturverträglich und natur-

fördernd wie möglich zu gestalten und die Möglichkeit en zu nutzen, die sich bieten.  

Um diesem Ziel näherzukommen, schlagen wir erstens die Integration von biodiversitätsfördernden 

Maßnahmen und zweitens das Ermöglichen von naturschutzfachlich wertvollen Mehrfachnutzungen 

in den Flächen vor.  

Ein Mindeststandart für das Durchführen von biodiversitätsfördernden Maßnahmen kann beispiels-

weise in den allgemeinen Kriterien, nach denen der Zuschlag für den Flächenausbau geregelt wird, 

verankert werden. Es ist auch überlegenswert, das Einbinden von bi odiversitätsfördernden Maßnah-

men als weiteres Bewertungskriterium von Geboten der möglichen Projektträger zu verwenden -  un-



abhängig davon, ob es um zentral voruntersuchte, nicht zentral voruntersuchte oder Beschleuni-

gungsflächen geht.   

Die in den vorherigen Absätzen genannten Punkte können neben EU -Zielsetzungen wie der Biodiver-

sitätsstrategie auch zur Umsetzung völkerrechtlicher Verpflichtungen zum Schutz der marinen Um-

welt und zur Förderung der Biodiversität beitragen. Diese sind u.a. im Seerechtsübereinkommen und 

dem Übereinkommen über die Biologische Vielfalt integriert. Zudem haben auch die Helsinki -Kon-

vention und Oslo -Paris Konvention (OSPAR) zum Ziel, mithilfe eines Ökosystemansatzes ein gesundes 

marines Ökosystem zu fördern. Um di ese Ziele zu erreichen, ist, wie bereits gefordert, ein ganzheitli-

ches Zusammendenken von Klima - und Naturschutz wie auch aktives Fördern der Biodiversität not-

wendig.  

Wir möchten außerdem anregen, Nutzungskombinationen von Offshore Anlagen sowie deren Sicher-

heitszonen bereits im Gesetzgebungsprozess und im Planungsverfahren mitzudenken. Eine zusätzli-

che Bestimmung könnte Nutzungskombinationen ermöglichen, indem den Betr eibern ein Dulden der 

Ko -Lokation mit weiteren Nutzungsmöglichkeiten vorgeschrieben wird, sofern dies mit Sicherheits-

aspekten vereinbar ist.   

Dies halten wir insbesondere bei Maßnahmen, die sich förderlich auf das Ökosystem Meer auswirken, 

für sinnvoll. Neben den bereits genannten künstlichen Riffen sind auch die Wiederansiedlung von 

Austern sowie extraktive Aquakultur, welche zur Bindung von Nä hrstoffen sowie als Kohlenstoffsenke 

dienen kann (vgl.  Maar et al. (2023)2) nennenswert. Des Weiteren ist hervorzuheben, dass entspre-

chend regulierte Offshore Wind Parks auch ein Rückzugs -  und Erholungsgebiet für Fische bilden kön-

nen. Im Interesse einer e ffizienten Verwendung der Flächen ist zudem auch über die Kombination 

verschiedener Energiegewinnungsmaßnahmen nachzudenken.    

Wir begrüßen die Bemühungen zur zeitlichen und räumlichen Koordination und die koordinierte Da-

tenerhebung und -auswertung, die der Referentenentwurf vorsieht. Auch das Erstellen eines Stan-

dartkatalogs zu Minderungsmaßnahmen (vgl. § 12j Abs. 7 EnWG (neu)) h alten wir für sinnvoll.   

 

Beschlossen vom  am 13. Februar  2024 

     

 

 

 

 
 
 

    

 

 

 

 

 

 


